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Neben der Generalversammlung und 
dem Verwaltungsrat ist die Revisions-
stelle das dritte vom Gesetz zwingend vor-
geschriebene Organ der Gesellschaft. Bei 
der Revisionsstelle handelt es sich um ein 
Organ der Aktiengesellschaft, das durch 
die Aktionäre gewählt wird. Dieses als ex-
terne Revision bezeichnete Organ erfüllt 
die ihm vom Gesetz zugewiesenen Aufga-
ben gemäss den geltenden Richtlinien.

Die Hauptaufgabe der Revisionsstelle be-
steht in der Abschlussprüfung. Dabei ist 
zu prüfen, ob mit der Jahresrechnung die 
gesetzlichen Vorschriften eingehalten 
sind, ob die Jahresrechnung mit den Sta-
tuten und dem gewählten Regelwerk 
(IFRS, Swiss GAAP FER) in Einklang 
steht, ob der Antrag des Verwaltungsra-
tes an die Generalversammlung über die 
Verwendung des Bilanzgewinnes den ge-
setzlichen Vorschriften und den Statuten 
entspricht sowie – bei der ordentlichen 
Revision –, ob ein internes Kontrollsys-
tem existiert.

Ordentliche Revision 

Wir unterscheiden zwischen der ordent-
lichen und eingeschränkten Revision. 
Folgende Aufgaben sind Teil der ordent-
lichen Revision:

Art. 728a OR
Die Revisionsstelle prüft, ob:
1.  die Jahresrechnung und gegebenenfalls 

die Konzernrechnung den gesetzlichen 
Vorschriften, den Statuten und dem ge-
wählten Regelwerk entsprechen;

2.  der Antrag des Verwaltungsrats an die 
Generalversammlung über die Ver-
wendung des Bilanzgewinnes den ge-

setzlichen Vorschriften und den Statu-
ten entspricht;

3. ein internes Kontrollsystem existiert. 

Die Revisionsstelle berücksichtigt bei der 
Durchführung und Festlegung des Um-
fanges der Prüfung das interne Kontroll-
system. Die Geschäftsführung des Ver-
waltungsrates ist nicht Gegenstand der 
Prüfung durch die Revisionsstelle.

Art. 728b OR
Die Revisionsstelle erstattet dem Verwal-
tungsrat einen umfassenden Bericht mit 
Feststellungen über die Rechnungsle-
gung, das interne Kontrollsystem sowie 
die Durchführung und das Ergebnis der 
Revision.

Die Revisionsstelle erstattet der General-
versammlung schriftlich einen zusam-
menfassenden Bericht über das Ergebnis 
der Revision. Dieser Bericht enthält:
1. Stellungnahme zum Prüfungsergebnis;
2. Angaben zur Unabhängigkeit;
3.  Angaben zu der Person, welche die Re-

vision geleistet hat, und zu deren fach-
licher Befähigung;

4.  eine Empfehlung, ob die Jahresrech-
nung und die Konzernrechnung mit 
oder ohne Einschränkung zu genehmi-
gen oder zurückzuweisen ist.

 › Barbara Wälchli, Dr. Markus Meyer

Aufgaben, Pflichten und Verantwortung von Verwaltungsräten, Teil 2/5

VR und Revisionsstelle: 
ein spezielles Pas de deux
Der Umfang der Revision ist eine wesentliche Entscheidung, die jede Aktiengesellschaft fäl-

len muss. Aufs rechte Mass kommts an. – Eine gute Zusammenarbeit von Verwaltungsrat 

und Revisionsstelle kann Mehrwert für die Unternehmung schaffen.

kurz & bündig

 › Neben der Generalversammlung 
sowie dem Verwaltungsrat ist die 
Revisionsstelle das dritte vom 
Gesetz zwingend vorgeschrie-
bene Organ der Gesellschaft.

 › Die hauptsächliche Aufgabe der 
Revisionsstelle besteht in der Ab-
schlussprüfung.

 › Es ist zu unterscheiden zwischen 
der ordentlichen Revision und der 
eingeschränkten Revision.

 › Neben der eingeschränkten Re-
vision besteht für ein KMU eine 
zusätzlich sehr weitgehende Ent-
lastungsmöglichkeit: mit Zustim-
mung sämtlicher Aktionäre auf 
die Revision vollständig zu ver-
zichten.
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Das Gesetz ermöglicht einem KMU die 
eingeschränkte Revision (Art.727 Abs.1 
Ziffer2 OR). 

Eingeschränkte Revision

Diese Möglichkeit besteht, wenn die Ge-
sellschaft in zwei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren eine Bilanzsumme von 
10 Millionen CHF, einen Umsatzerlös  
von 20 Millionen CHF oder 50 Vollzeitstel - 
len nicht überschreitet (sogenannte 
10-20-50-Regel). 

Bei der eingeschränkten Revision kann 
die Revisionsstelle auch bei der Buchfüh-
rung sowie bei der Erbringung anderer 
Dienstleistungen für die zu prüfende Ge-
sellschaft mitwirken, was gerade einem 
KMU eine grosse Entlastung bringen 
kann (Art. 729 Abs. 2 OR). 

Selbst wenn die Voraussetzungen für eine 
eingeschränkte Revision erfüllt sind, 
muss ein KMU trotzdem eine ordentliche 
Revision vornehmen, wenn Aktionäre, 
die zusammen mindestens 10 Prozent des 

Aktienkapitals vertreten, dies verlangen 
(Art.727 Abs.2 OR). 

Weiter können die Statuten eine ordent-
liche Revision vorsehen oder die General-
versammlung kann beschliessen, dass die 
Jahresrechnung ordentlich geprüft wird 
(Art. 727 Abs. 3 OR).

Qualitäten des Revisors

Als Revisionsstelle muss ein KMU bei der 
eingeschränkten Revision einen zugelas-
senen Revisor nach den Vorschriften des 
Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. De-
zember 2005 (RAG; SR 221.302) bezeich-
nen. Als Revisionsstelle wählbar sind nur 
im Handelsregister eingetragene Einzel-
unternehmen, Personengesellschaften 
oder juristische Personen (Art. 2 lit. b 
RAG).

Natürliche Personen dürfen damit nur 
noch dann selbstständig Revisionsdienst-
leistungen erbringen, wenn sie das Revi-
sionsmandat über ein im Handelsregister 
eingetragenes Einzelunternehmen aus-

üben (Art.8 Abs.1 Revisionsaufsichtsver-
ordnung, RAV; SR 221.302.3). Für dieses 
Einzelunternehmen ist eine separate Zu-
lassung der Eidgenössischen Revisions-
aufsichtsbehörde (RAB) erforderlich be-
ziehungsweise einzuholen.

Weiter muss die Revisionsstelle unabhän-
gig sein und sich ihr Prüfungsurteil objek-
tiv bilden. Die Unabhängigkeit darf we-
der tatsächlich noch dem Anschein nach 
beeinträchtigt sein. Folgende Aufgaben 
sind bei einer eingeschränkten Revision 
durch die Revisionsstelle durchzuführen:

Art. 729a OR
Die Revisionsstelle prüft, ob Sachverhalte 
vorliegen, aus denen zu schliessen ist, 
dass: 
1.  die Jahresrechnung nicht den gesetzli-

chen Vorschriften und den Statuten 
entspricht;

2.  der Antrag des Verwaltungsrates an die 
Generalversammlung über die Ver-
wendung des Bilanzgewinnes nicht 
den gesetzlichen Vorschriften und den 
Statuten entspricht.

3.  Die Prüfung beschränkt sich auf Befra-
gungen, analytische Prüfungshandlun-
gen und angemessene Detailprüfun-
gen.

4.  Die Geschäftsführung des Verwaltungs-
rates ist nicht Gegenstand der Prüfung 
durch die Revisionsstelle.

Art. 729b OR
Die Revisionsstelle erstattet der General-
versammlung schriftlich einen zusam-
menfassenden Bericht über das Ergebnis 
der Revision. Dieser Bericht enthält:
1.  einen Hinweis auf die eingeschränkte 

Natur der Revision;
2.  eine Stellungnahme zum Ergebnis der 

Prüfung;
3.  Angaben zur Unabhängigkeit und ge-

gebenenfalls zum Mitwirken bei der 
Buchführung und zu anderen Dienst-

‹ Die Geschäftsführung des Verwal-
tungsrates ist nicht Gegenstand der 
Prüfung durch die Revisionsstelle. 
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leistungen, die für die zu prüfende Ge-
sellschaft erbracht wurden;

4.  Angaben zur Person, welche die Revi-
sion geleitet hat, und zu deren fachli-
cher Befähigung.

Der Bericht muss von der Person unter-
zeichnet werden, die die Revision gelei-
tet hat.
 

Information und Transparenz

Damit die Revisionsstelle ihrer Prüfungs-
pflicht nachkommen kann, hat der Ver-
waltungsrat dafür zu sorgen, dass sie die 
nötigen Informationen erhält. Solange 
sich die Revisionsstelle innerhalb der ihr 
nach dem Gesetz zugeteilten Aufgaben 
bewegt, kann und darf der Verwaltungs-
rat der Revisionsstelle keine Weisungen 
erteilen. Umgekehrt verfügt auch die Re-
visionsstelle gegenüber dem Verwal-
tungsrat über kein Weisungsrecht. 

Zu den Hauptaufgaben der Revisions-
stelle gehört die Prüfung der Jahresrech-
nung. Dabei prüft sie stichprobenweise 
die Buchhaltung. Die Erstellung der Jah-
resrechnung hat dabei der Verwaltungs-
rat selber vorzunehmen. Hilft die Revi-
sionsstelle dennoch bei der Erstellung der 
Jahresrechnung mit, was bei der einge-
schränkten Revision von Gesetzes wegen 
erlaubt ist, handelt es sich um ein Auf-
tragsverhältnis, welches über die gesetz-
liche Prüfungsaufgabe hinausgeht.

Risiken sind vorhanden

Obwohl eine eingeschränkte Revision die 
Gesellschaft entlastet, birgt sie für den 
Verwaltungsrat auch ein gewisses Risiko. 
Mit dem Entscheid, eine eingeschränkte 
Revision durchzuführen, kann der Ver-
waltungsrat eine Schadenersatzklage ris-
kieren. Dies aus folgenden Gründen:

Die Revisionsstelle wird bei der Wahl zu-
gunsten der eingeschränkten Revision 
eine Doppelrolle innehaben. Einerseits 
hat sie als unabhängige Revisionsstelle 
die Jahresrechnung zu kontrollieren; auf 
der anderen Seite wirkt sie bei der Buch-

führung und bei anderen Dienstleistun-
gen mit, womit sie ihre Unabhängigkeit 
eben gerade aufgibt. In einer solchen 
Konstellation wird der Revisor kaum in 
der Lage sein, ein objektives Urteil bei der 
Abschlussprüfung zu fällen. Damit be-
steht die Gefahr, dass sich der Verwal-
tungsrat nicht auf das Prüfungsurteil ver-
lassen kann, sondern den Abschluss zu-
sätzlich zum Revisor zu prüfen hat, was 
jedoch infolge des fehlenden fachlichen 
Wissens oftmals scheitern wird.

In der Praxis empfiehlt es sich für den Ver-
waltungsrat, nach der Durchführung der 
Revision um die Erstellung eines Ma-
nagementletters zu ersuchen oder mit 
dem Experten das persönliche Gespräch 

zu führen. So erfährt der Verwaltungsrat 
häufig von Vorgängen, die nicht im  
eigentlichen Revisionsbericht stehen  
werden.

Verzicht auf Revisionsstelle

Neben der eingeschränkten Revision be-
steht für ein KMU eine zusätzlich sehr 
weitgehende Entlastungsmöglichkeit. 
Das Gesetz erlaubt nämlich einer Gesell-
schaft, welche die Voraussetzung der ein-
geschränkten Revision erfüllt und über 
nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im 
Jahresdurchschnitt verfügt, mit Zustim-
mung sämtlicher Aktionäre auf die Revi-
sion vollständig zu verzichten. Alternativ 
kann der Verwaltungsrat alle Aktionäre 
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Verwaltungsräte sind gefordert

Swissconsultants.ch ist ein interdis-
ziplinäres Netzwerk Inhaber-geführ-
ter qualifizierter Mitgliederfirmen. Sie 
machen Beratung zur Chefsache, 
indem sie das direkte Gespräch zum 
Kunden als Unternehmer  suchen.

Swissconsultants.ch ist das breites-
te Netzwerk für business contacts in 
der Schweiz. Die Vielfalt der Dienst-
leistungen wie die Erfahrung der 
 BeraterInnen sind das Fundament, 
das Mehrwert schafft. 

Swissconsultants.ch
Eisenbahnstrasse 11
Postfach 1661
4901 Langenthal
Telefon 062 916 50 00
Telefax 062 916 50 05
info@swissconsultants.ch 
www.swissconsultants.ch 

Aufgaben und Verantwortung  
des Verwaltungsrates

Dr. Markus Meyer, MLaw Barbara Wälchli

Schriftenreihe Nr. 10
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Dieser Artikel ist der erste in einer Serie von fünf Teilen, wel-
che die aktuelle rechtliche und wirtschaftliche Situation von 
Verwaltungsräten beleuchten. Die Serie beruht auf dem 
kürzlich erschienenen Schriftenreihenbuch Nr. 10 «Aufga-
ben und Verantwortung des Verwaltungsrates», herausge-
geben vom interdisziplinären Beraterverbund Swissconsul-
tants.ch. Die beiden Autoren, Dr.iur. Markus Meyer und 
MLaw Barbara Wälchli, zeigen darin sehr praxisbezogen 
das komplexer gewordene Umfeld und die massiv gestie-
genen Risiken, mit denen sich die rund 750 000 Verwal-
tungsräte in der Schweiz auseinandersetzen müssen.
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Barbara Wälchli
MLaw, Rechtsanwältin

Barbara Wälchli arbeitet bei Bracher & Partner, Advoka-
tur und Notariat, Langenthal und Bern. Die Schwerpunk-
te ihrer Tätigkeit sind Wirtschaftsrecht, Obligationen-
recht, Baurecht und allgemeines Verwaltungsrecht.

Dr. iur. Markus Meyer
Rechtsanwalt

Dr. iur. Markus Meyer ist Geschäftsführender Partner von 
Bracher & Partner, Advokatur und Notariat. Seine Bera-
tungsschwerpunkte sind Bau- und Planungsrecht, Immo-
bilienrecht, Wirtschaftsrecht sowie strategische und ope-
rative Unternehmensberatung.

Swissconsultants.ch
Bracher & Partner sind Mitglieder der Swissconsultants.ch, einem interdisziplinä-
ren Netzwerk Inhaber-geführter qualifizierter Mitgliederfirmen mit total rund 
400 Mitarbeitenden. Swissconsultants.ch macht Beratung zur Chefsache, in-
dem Fachleute das direkte Gespräch zum Kunden als Unternehmer suchen. 
Swissconsultants.ch ist das breiteste Netzwerk für business contacts in der 
Schweiz. Die Vielfalt der Dienstleistungen wie die Erfahrung der BeraterInnen 
sind das Fundament, das Mehrwert schafft.

Kontakt

barbara.waelchli@bracherpartner.ch
markus.meyer@bracherpartner.ch
www.bracherpartner.ch
www.swissconsultants.ch

schriftlich um Zustimmung zum Verzicht 
ersuchen und für die Beantwortung eine 
Frist von mindestens 20 Tagen ansetzen, 
unter Hinweis darauf, dass das Ausblei-
ben einer Antwort als Zustimmung gilt 
(Art.727a Abs.3 OR).

Der Verzicht auf eine Revisionsstelle ge-
mäss Art.727a OR bezieht sich aus-
schliesslich auf die Prüfung der Jahres-
rechnung. Ist aber von Gesetzes wegen in 
anderen Fällen eine Revision vorgeschrie-
ben, kann darauf nicht verzichtet werden 
(Böckli, § 15 N 546). Dies ist beispiels-
weise bei einer Gründungs- und Kapital-
prüfung (Art.732 Abs.2 OR) oder der Re-
vision einer Zwischenbilanz bei begrün-
deter Besorgnis einer Überschuldung der 
Fall (Art.725 Abs. 2 OR).

Der Verzicht kann zu einem beliebigen 
Zeitpunkt und auch noch rückwirkend 
bezüglich aller vergangenen Geschäfts-
jahre, welche am 1. Januar 2008 oder da-
nach begonnen haben, beschlossen wer-
den. Es besteht keine zeitliche Beschrän-
kung oder ein bestimmter Stichtag, ab 
welchem nicht mehr auf die einge-
schränkte Revision eines bestimmten Ge-
schäftsjahres verzichtet werden kann. 
Dieses Opting-out hat sofortige Wirkung 
und gilt auch für die nachfolgenden 
Jahre.

Wird ein Opting-out durchgeführt, ver-
fügt die Gesellschaft nur noch über zwei 
anstelle von drei gesetzlichen Organen. 
Der Verzicht auf die Wahl einer Revisions-
stelle bedeutet auch einen Verzicht auf 
eine neutrale Drittperson.

Nicht nur Kosten beachten

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass 
ein Opting-out mit einer klaren Entlas-
tung in finanzieller Hinsicht für die Ge-
sellschaft einhergeht. Während bei einer 
eingeschränkten Revision mit Kosten von 
4000 CHF bis 20 000 CHF gerechnet wer-
den muss, betragen diese bei einer or-
dentlichen bald einmal 100 000 CHF. Je-
doch fehlt nun ein wichtiges Kontrollor-
gan, was sich für den Verwaltungsrat, 

dem die Ausgestaltung des Rechnungs-
wesens und die Erstellung der Jahres-
rechnung obliegt, negativ auswirken 
kann (Böckli, a.a.O., N 555). Damit steigt 
gleichzeitig die Wahrscheinlichkeit, dass 
der Verwaltungsrat von Fehlern in der 
Rechnungslegung zu spät erfährt. 

Das Opting-out ist nach dem Gesetz nur 
in kleinen Unternehmen möglich. Diese 
verfügen kaum über einen internen Revi-
sor. Konsequenz: Der Verwaltungsrat ist 
auf sich alleine gestellt. Damit schafft er 

sich eine Haftungsfalle (Böckli, a.a.O.,  
§ 15 N 558). 

Um die Haftung zu begrenzen, bleibt ei-
nem Verwaltungsrat bei einem Verzicht 
auf die Wahl einer Revisionsstelle im Ein-
zelfall nur die Demission (Böckli, a.a.O.,  
§ 15 N557). Erfolgt keine Demission im 
Bewusstsein, dass er diese Aufgabe nicht 
erfüllen kann, riskiert er, für die daraus 
entstandenen Schäden – mangelhafte 
Kontrolle der Jahresrechnung – haftbar 
gemacht zu werden. «


